Kantonsrat St.Gallen 51.09.10

Interpellation CVP-Fraktion vom 16. Februar 2009

Konjunktureinbruch: Uberlegtes Gesamtkonzept statt blinder
Einzelaktivismus

Schriftliche Antwort der Regierung vom 7. April 2009

Die CVP-Fraktion stellt in ihrer Interpellation fest, dass sich die Beschaftigungslage aufgrund
der schwierigen wirtschaftlichen Situation massiv verschlechtert hat. Sie ist der Auffassung,
dass staatliche Stabilisierungsmassnahmen aus einem Gesamtkonzept heraus erfolgen mis-
sen und stellt in diesem Zusammenhang verschiedene Fragen zum weiteren Vorgehen und zu
maglichen Massnahmen.

Die Regierung antwortet wie folgt:

1. Die Regierung teilt die Einschatzung, dass ein tberlegtes und stufenweise umzusetzendes
Gesamtkonzept erforderlich ist. Sie hat entsprechend ein Konzept fur beschaftigungsstabi-
lisierende Massnahmen erarbeitet. Detaillierte Ausfilhrungen zum Konzept der Regierung
finden sich im Anhang zu dieser Interpellationsantwort.

2. Die Regierung ist bereit, bei einer weiteren Verschlechterung der konjunkturellen Lage —
insbesondere der Baubranche — zusatzliche kantonale Investitionen auszulosen. Die zur
Umsetzung notwendigen Ressourcen werden gegebenenfalls zeitgerecht beim Kantonsrat
beantragt.

Die Regierung hat an ihrer Sitzung vom 24. Marz 2009 eine unumgangliche und dringliche
Ausgabe im Umfang von netto 2,1 Mio. Franken zur Finanzierung einer befristeten «Ener-
gieférderungsprogramm Aktion 2009» beschlossen. Ein ordentliches Nachtragskreditbe-
gehren war aufgrund des vom Bund vorgegebenen Zeitplans nicht mdglich. Durch die Auf-
stockung der kantonalen Mittel kdnnen zusétzliche Bundesmittel im gleichen Umfang aus-
geldst werden.

Eine dariliber hinausgehende energetische Sanierung kantonaler Liegenschaften ist indes-
sen im Rahmen eines allfalligen Stabilisierungsprogramms nicht geplant, da bei dieser
Massnahme die Beschaftigungswirkung im Vergleich zur oben aufgefiihrten Aufstockung
der Mittel fur das Energieférderprogramm tiefer ist. Der Grund liegt darin, dass der Multipli-
katoreffekt nicht so hoch ist, weil keine Auslésung von zusatzlichen Bundesmitteln und von
zusatzlichen privaten Investitionen herbeigefiihrt werden kann. Hingegen erachtet es die
Regierung als wichtig, kantonale Bauten im Rahmen der normalen Erneuerungsrhythmen
auch energetisch zu sanieren bzw. auf den neusten Stand zu bringen (vgl. Ziff. 2 der Inter-
pellationsantwort 51.09.04 «Massnahmen flir mehr Energieeffizienz»).

Im Rahmen der Ergebnisverwendung der Rechnung 2008 soll gemass Antrag der Regie-
rung an den Kantonsrat auf die Vornahme von zusatzlichen Abschreibungen verzichtet
werden, da sich die entsprechenden Entlastungen der laufenden Rechnung in einem we-
sentlichen Umfang erst mittelfristig ergeben hétten. Zusatzliche Abschreibungen von rund
80 Mio. Franken wiirden fur das Jahr 2010 und folgende lediglich zu einer Entlastung der
laufenden Rechnung im Umfang von rund 4 Mio. Franken fiihren. Aus diesem Grund er-
scheint es vorteilhafter, auf die zusétzlichen Abschreibungen im Jahr 2008 zu verzichten
und diesen Betrag dem freien Eigenkapital zuzuweisen.
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Mit dem Verzicht auf zusatzliche Abschreibungen und der Zuweisung des vollen Ertragstber-
schusses 2008 an das freie Eigenkapital kann dem Ziel der Interpellanten fur eine Erhdhung
des finanziellen Spielraum sogar noch besser Rechnung getragen werden. Der Eigenkapital-
bestand erlaubt es dem Kanton, auch in den nachsten Jahren, trotz voraussichtlich spurbar
schlechteren Ertragen, eine kontinuierliche Finanzpolitik zu betreiben und somit auch die In-
vestitionsfahigkeit langfristig sicherzustellen. Entsprechende Reserven sind notwendig, weil
der Kantonshaushalt auf konjunkturellen Veranderungen sehr stark reagiert. Wirden sie fehlen,
musste der Kanton in Zeiten schlechter Konjunktur die Aufwendungen den sinkenden Einnah-
men anpassen oder die Steuerbelastung wiederum deutlich erhthen. Ein hoher Eigenkapital-
bestand ist aber auch eine Verpflichtung fur einen weiterhin wirtschaftlichen Umgang mit den
offentlichen Mitteln.
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Anhang

Konzept der Regierung
betreffend beschaftigungsstabilisierende Massnahmen

vom 7. April 2009

Zusammenfassung

Die weltweite Verschlechterung der Konjunkturlage hat vor der Schweiz keinen Halt gemacht.
Auch in der Schweiz rechnet das Staatsekretariat flr Wirtschaft (seco) in seinen neuesten
Prognosen mit einem Rickgang der Wirtschaftsleistung und einem markanten Anstieg der Zahl
der Arbeitslosen.

Die Regierung zeigt mit dem vorliegenden Konzept auf, wie sie dem konjunkturellen Einbruch
begegnen will. Es ist aber klar festzuhalten, dass die Moéglichkeiten eines einzelnen Kantons in
Bezug auf stabilisierende Massnahmen beschrankt sind. Zudem gehen von den in den nachs-
ten Jahren geplanten tberdurchschnittlichen Investitionsvolumina sowie der geplanten oder
bereits beschlossenen Steuerentlastungen bereits massgebliche stabilisierende Effekte aus.

In Bezug auf weitere stabilisierende Massnahmen sieht die Regierung ein stufenweises Kon-
zept vor. In einer ersten Phase wird sich die Regierung auf eine gezielte Beteiligung an den
Stabilisierungsmassnahmen des Bundes ausrichten. Dabei handelt es sich zu einem grossen
Teil um kantonale Mitfinanzierung von Infrastrukturen (z.B. von Privatbahnen). Bei einer weite-
ren Verschlechterung der konjunkturellen Lage stellt die Regierung in Aussicht, zusatzliche rein
kantonale Massnahmen auszulésen. Auch hier steht die Finanzierung von Infrastrukturen im
Vordergrund. Die Regierung wird sicherstellen, dass im Bedarfsfall die in Frage kommenden
Projekte umsetzungsreif sind. Damit kann ein Beitrag zur Stiitzung der Binnenwirtschaft ge-
leistet werden.

Zentrale Stabilisierungsmassnahmen sind auf Bundesebene erfolgt. So begrisst die Regierung
ausdricklich die Erh6hung der Bezugsdauer der Kurzarbeitsentschadigung von 12 auf 18 Mo-
nate sowie die ebenfalls befristeten Erleichterungen im Rahmen der Exportrisikoversicherung
(SERV). Da es fiir einen Kanton nicht moglich ist, wegbrechende Markte von exportorientierten
Industrien zu ersetzen, sind diese Massnahmen von grosser Wichtigkeit.

Das Konzept zeigt auf, welche Kriterien fiir die Auswahl der Stabilisierungsmassnahmen heran-
gezogen wurden. Der Fokus der Kriterien ist klar auf eine rasche und gezielte Beschaftigungs-
wirkung gelegt. Demgegeniber sollen eher sozialpolitisch begriindete Massnahmen nicht unter
dem Gesichtspunkt der Konjunkturstiitzung diskutiert werden.

1. Beurteilung der aktuellen Wirtschaftslage

Nach dem Platzen der Blase im US-amerikanischen Immobilienmarkt und der darauf folgenden
Finanzkrise, die sich aufgrund internationaler Verflechtungen schnell zu einer globalen Finanz-
krise ausweitete, ist in den letzten Monaten klar geworden, dass die Probleme nicht mehr nur
den Finanzsektor betreffen, sondern ebenso die Ubrige Wirtschaft. Praktisch alle Wirtschafts-
forscher rechnen mit einer weiteren Verschlechterung der Konjunkturlage. So prognostiziert
beispielsweise die Weltbank zum ersten Mal seit dem Zweiten Weltkrieg einen gleichzeitigen
Ruckgang der Wirtschaftsleistung auf der ganzen Welt. Die Prognosen fir das Wirtschafts-
wachstum 2009 in Europa wurden in den letzten Monaten immer wieder nach unten Kkorrigiert.
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Fir die Schweiz rechnet das Staatssekretariat fir Wirtschaft (seco) nach neuesten Prognosen
mit einem Ruckgang der Wirtschaftsleistung um 2,2 Prozent und einem Anstieg der Zahl der
Arbeitslosen auf 200'000 Personen, was einer Arbeitslosenquote von 5,1 Prozent entspricht
(Stand im Februar 2009: 132'400).

Im Kanton St.Gallen hat sich die Arbeitslosenzahl in den letzten 12 Jahren wie folgt entwickelt:

Registrierte Arbeitslose Kanton St.Gallen,

Méarz 1997 - Mérz 2009
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Die Neuanmeldungen fiir Kurzarbeit nahmen seit Oktober 2008 in einem bisher nicht gekann-
ten Ausmass zu. Ende Méarz 2009 waren im Kanton St.Gallen 427 Betriebe mit 14'400 Beschéf-
tigten fur Kurzarbeit angemeldet. Dabei sind vor allem Arbeitnehmende aus der Exportindustrie
mit den Branchenschwerpunkten Metall, Elektronik, Maschinen, Textiimaschinen, Kunststoffe,

Automobilzulieferer, betroffen. Zunehmend reichen auch Firmen aus den Bereichen Dienst-

leistungen flr Unternehmungen, Handel und Informatik Gesuche ein. Neueste Erkenntnisse

zeigen, dass rund 80 bis 90 Prozent der angemeldeten Kurzarbeit vollzogen wird.

Kurzarbeit Kanton St.Gallen, Oktober 2008 - Marz 2009
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Sowohl die Europaische Zentralbank (fir Europa) als auch das seco (fiir die Schweiz) prognos-

tizieren erst fur das Jahr 2010 eine Erholung der Wirtschaftslage und eventuell ein leichtes

Wachstum des BIP (Prognose seco: +0,1 Prozent in 2010). Auf dem Arbeitsmarkt wird diese
Verbesserung / Stabilisierung voraussichtlich erst mit einer gewissen Verzégerung eintreten.

bb_sgprod-856218 .DOCX



In der Schweiz hat der wirtschaftliche Abschwung vor allem zu einem Einbruch des Exports
gefuihrt. Die Binnenwirtschaft blieb (bisher) stabil. Daher fiel die Rezession hierzulande noch
vergleichsweise gering aus (BIP-Rickgang im 4.Quartal 2008: -0,3 Prozent zum Vorquartal).
So stutzen zwar derzeit die Baubranche und vor allem der private Konsum die konjunkturelle
Lage in der Schweiz, jedoch ist davon auszugehen, dass die schlechte Lage im Ausland im
Verlauf des Jahres verstarkt auch auf die schweizerische Wirtschaft durchschlagt. Einerseits
ist zu erwarten, dass der Export weiterhin problematisch bleibt, andererseits wird aber auch
der private Konsum aller Voraussicht nach im Verlauf des Jahres schwécheln, nicht zuletzt als
Folge der Exportschwache und der damit verbundenen Probleme auf dem Arbeitsmarkt.

2. Moglichkeiten des Kantons in Bezug auf stabilisierende Massnahmen

Aus Sicht eines einzelnen Kantons stellt sich die Frage, inwiefern kantonale Konjunkturpro-
gramme in der Lage sind die Situation zu entscharfen. Ein grosses Problemfeld stellt die Ex-
portwirtschaft dar, die wiederum starker von der internationalen Situation beeinflusst wird, auf
die aus kantonaler Sicht praktisch kein Einfluss genommen werden kannl. Zur Stiitzung der
Exportwirtschaft dienen in erster Linie Massnahmen auf Bundesebene. Eine wichtige Rolle
spielt dabei die Geldpolitik. Die Schweizerische Nationalbank begann bereits im Oktober 2008
auf die eintriibenden Wirtschaftsaussichten zu reagieren und senkte das Zielband fir den Leit-
zins in inzwischen funf zum Teil deutlichen Schritten von 2,25 bis 3,25 Prozent auf 0 Prozent
bis 0,75 Prozent mit dem Ziel, den Leitzins allmahlich in den unteren Bereich auf etwa 0,25
Prozent zu fuhren. Diese Massnahmen stiitzen konjunkturell vor allem die Exporte (Uber die
Effekte auf den Wechselkurs), aber auch die Investitionen (Uber die Effekte bei den Kapital-
kosten). Wie weiter unten gezeigt wird, bilden auch die im Rahmen der zweiten Stufe der Sta-
bilisierungsmassnahmen des Bundes erfolgten Anpassungen bei der Exportrisikoversicherung
(Entlastung bei den Exportfinanzierungskosten) und bei der Kurzarbeitsentschadigung (Verlan-
gerung auf 18 Monate) wichtige Stlitzen. Aus kantonaler Sicht ist es nicht méglich, international
wegbrechende Markte mit konjunkturstitzenden Massnahmen zu kompensieren.

Mit staatlichen Investitionen kann indessen die Binnenwirtschaft — insbesondere die Baubran-
che — gestutzt werden. Der Bund hat diesbezliglich bereits ein grésseres Massnahmenpaket
geschnirt, das auf eine Ausweitung von Infrastrukturinvestitionen abzielt. Aus kantonaler Sicht
erscheint es deshalb ratsam, sich der vom Bund vorgegebenen Stossrichtung grundséatzlich
anzuschliessen und ein koordiniertes Vorgehen zu praktizieren.

Zurzeit sind die Binnenwirtschaft — und insbesondere die Bauwirtschaft — noch stabil. Es geht
also darum, fur den Fall eines Einbruchs der Binnenwirtschaft gerlistet zu sein, um mit geziel-
ten und vor allem rasch beschéaftigungswirksamen Massnahmen reagieren zu kénnen. Weiter
unten wird dargelegt, welche Vorkehrungen der Kanton diesbeziiglich bereits getroffen hat
bzw. noch treffen wird.

Der Vorteil von investiven Massnahmen liegt im Multiplikatoreffekt und in deren Nachhaltigkeit.
Gerade einzelne Bereiche von Bauinvestitionen (Unterhalt, kleinere Projekte) kénnen zeitge-
recht umgesetzt werden und somit die Konjunktur rasch stiitzen. Im Ubrigen wirkt sich eine
erhdhte Bauwirtschaft auch auf Gbrigen Branchen positiv aus und verhilft damit auch den pri-
vaten Konsum zu stitzen.

Uberdies hat der Kanton mit den beschlossenen und den in der parlamentarischen Beratung
stehenden Steuerentlastungen sowie einem im Vergleich zu den Vorjahren erhéhten Investiti-
onsprogramm 2009 bereits wichtige Massnahmen in Richtung Konjunkturstabilisierung getrof-
fen. Bei den Steuerentlastungen sind die Reduktionen des Steuerfusses in den Jahren 2008

1 Der Kanton St.Gallen setzt sich im Rahmen seiner Standortférderung auch fir exportorientierte Unternehmen
ein. So betreibt er beispielsweise seit zehn Jahren zusammen mit «Bayern Innovativ» ein jéahrlich
stattfindendes und vielbeachtetes Kooperationsforum fiir Automobilzulieferer.
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und 2009 um je 10 Prozentpunkte zu erwéhnen. Der Ill. Nachtrag zum Steuergesetz, dem das
St.Galler Stimmvolk im Jahr 2008 mit grossem Mehr zugestimmt hat, enthalt steuerliche Er-
leichterungen sowohl fiir natirliche als auch fur juristische Personen. Derzeit befinden sich
zwei weitere Steuervorlagen in der parlamentarischen Beratung. Der V. Nachtrag zum Steuer-
gesetz bzw. die Volksinitiative der CVP «50 Prozent mehr Kinderabziige» sehen wesentliche
Anpassungen bei den Kinderabzigen vor. Mit dem VI. Nachtrag zum Steuergesetz soll der
Ausgleich der kalten Progression auf den 1. Januar 2010 erfolgen.

Auch den Gemeinden kommt im Rahmen von beschéftigungsstabilisierenden Massnahmen
eine wichtige Rolle zu. Die Vereinigung St.Galler Gemeindeprasidentinnen und Gemeinde pra-
sidenten (VSGP) ist sich dieser Verantwortung bewusst. Die VSGP hat deshalb ein Gutachten
bei der Firma «ecopol — Wirtschafts- und Politikberatung» in Auftrag gegeben, das mdgliche
beschaftigungsstabilisierende Massnahmen auf Kantons- und Gemeindeebene aufzeigt und
analysiert. Die VSGP hat inzwischen alle Kantonsrate mit dem Gutachten bedient. Weitere Ex-
emplare kdnnen bei der Geschaftsstelle der VSGP (Stadtprasidium, 9620 Lichtensteig) bestellt
werden. Das Gutachten wurde unabhangig vom vorliegenden Konzept der Regierung erarbei-
tet. Die Empfehlungen des Gutachtens decken sich weitestgehend mit dem vorliegenden Kon-
zept.

Aus Sicht der Regierung ist es wichtig, dass die Gemeinden als dritte Staatsebene allfallige
beschaftigungsstabilisierende Massnahmen des Kantons, die Verbundaufgaben zwischen
Kanton und Gemeinde darstellen, mittragen. Ebenso ist es zentral, dass die Gemeinden sich
nicht prozyklisch verhalten. Eine Kurzumfrage der VSGP bei den St.Galler Gemeinden hat er-
freulicherweise folgendes ergeben: Die Bruttoinvestitionen aller Politischen Gemeinden bzw.
der Einheitsgemeinden nehmen im Jahr 2009 gegentber dem Vorjahr um tGber 100 Millionen
Franken zu:

—  Bruttoinvestitionen 2008: 321 Millionen
—  Bruttoinvestitionen 2009: 429 Millionen
— Gemeinden mit Erhéhung der Bruttoinvestitionen: 63
— Gemeinden mit Senkung der Bruttoinvestitionen: 23

Die gleiche Umfrage zeigt bei den Steuerertragen Folgendes:

— Gemeindesteuern 2008: 1'292 Millionen
— Gemeindesteuern 2009: 1'261 Millionen
— Gemeinden mit Senkung des Steuerfusses: 51

— Gemeinden mit unverandertem Steuerfuss: 33

— Gemeinden mit Erhéhung des Steuerfusses: 2

Der Kanton begriisst das antizyklische Verhalten der Gemeinden und zéahlt auf deren Mitwir-
kung bei anzugehenden Verbundaufgaben.

3. Stabilisierende Massnahmen des Bundes

Wie bereits erwahnt, ist es sinnvoll, die stabilisierenden Massnahmen der einzelnen Staats-
ebenen aufeinander abzustimmen. Ein Teil der Bundesmassnahmen betreffen zudem Ver-
bundaufgaben.

Der Bund hat beziiglich seiner Stabilisierungsmassnahmen ein stufenweises Vorgehen ge-
wahlt. Die beiden ersten Stufen sind bereits beschlossen. Ob die dritte Stufe ausgeldst wird,
soll im Juni 2009 entschieden werden. Ein stufenweises Vorgehen ist notwendig, weil die Un-
sicherheiten Uber den Verlauf und die Dauer der Krise ungewdhnlich hoch sind.
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3.1. Erste Stufe der Stabilisierungsmassnahmen des Bundes

Bereits im November, als die Wirtschaftsdaten fir die Schweiz noch mehrheitlich gut waren,

sich aber die Aussichten rasch verschlechterten, hat der Bundesrat ein erstes Paket an Mass-

nahmen ausgeldst. Diese erste Stufe der Stabilisierungsmassnahmen bestand darin, dass ein

Teil des Spielraums, der im Rahmen der Schuldenbremse im Budget 2009 verblieb, ausgenutzt

wurde. Der Bundesrat beantragte dem Parlament, gezielt Ausgaben zu erhdhen die unmittelbar

die Nachfrage stiitzen helfen (341 Mio. Franken). Es wurden Ausgaben ausgewahlt, welche die

folgenden Eigenschaften aufweisen:

— beschlossene Massnahmen, die im Zeitablauf vorgezogen werden koénnen;

— Massnahmen, die konjunkturell wirksam sind, breite Wirkung haben und rasch umgesetzt
werden kbénnen.

Konkret handelt es sich um folgende vorgezogene Ausgaben fir das Jahr 2009:
— Aufhebung der Kreditsperre (Mittel fliessen primar in die Bereiche

Verkehr, Bildung, Landwirtschaft und Landesverteidigung) 205 Mio. Franken
— Aufstockung Hochwasserschutz 66 Mio. Franken
— Investitionen im Bereich Wohnraumfdrderung 45 Mio. Franken
—  Zivile Bauten 20 Mio. Franken
— Exportforderung 5 Mio. Franken

Zudem wurden auf Anfang Jahr 2009 die Arbeitsbeschaffungsreserven im Umfang von 550 Mio.

Franken freigegeben. Soweit der Kanton St.Gallen davon profitieren kann (Hochwasserschutz),
werden die entsprechenden Projekte zur Baureife gebracht. Die dafir notwendigen kantonalen

Mittel sind sichergestellt.

3.2. Zweite Stufe der Stabilisierungsmassnahmen des Bundes

Da sich die Wirtschaftslage seit November weiter verschlechtert hat, stimmten an der Frihjahrs-
session die Eidgendssischen Rate dem Antrag des Bundesrates zu, die zweite Stufe der Stabi-
lisierungsmassnahmen auszulésen. Mit dem bewilligten Nachtragskredit von rund 700 Mio.
Franken wird der geméss Schuldenbremse 2009 noch verbleibende finanzpolitische Spielraum
ausgenutzt, um zusatzliche Ausgaben vorzuschlagen, welche die Konjunktur stlitzen kénnen
(Nachtrag zum Voranschlag 2009). Da einige Ausgabenerhdhungen auch Verbundaufgaben
betreffen, sind auch die Kantone direkt in die Umsetzung und Finanzierung der Massnahmen
eingebunden. Dabei handelt es sich hauptsachlich um Massnahmen, die auf die Bauwirtschaft
ausgerichtet sind. An dieser Stelle sei erwdhnt, dass auch die glinstige Zinssituation einen
wichtigen Faktor zur Unterstiitzung der Bauwirtschaft darstellt. Speziell fir den Hochbau wirk-
sam ist zudem die vorgeschlagene Anderung des eidgendssischen Wohnbau- und Eigentums-
forderungsgesetzes (WEG). Dank dem vorzeitigen Erlass von Grundverbilligungszuschissen
sollen zusatzliche Sanierungen ausgeltst werden. Die Massnahme ist bis Ende 2012 befristet,
so dass sie mdglichst rasch Investitionen auslést.

Als weitere Massnahme wird der gesetzliche Rahmen der Schweizerischen Exportrisikoversi-
cherung (SERV) angepasst. Die bis 2011 befristete Massnahme zielt auf die Reduktion der
Finanzierungskosten des Exporteurs und auf die Erleichterung des Zugangs zu Exportfinanzie-
rungen ab. Diese Massnahme ist wichtig, weil insbesondere die Exportwirtschaft von der ge-
genwartigen schwierigen wirtschaftlichen Lage betroffen ist. Mit dieser Massnahme kann si-
chergestellt werden, dass die schweizerische Exportwirtschaft gegentber der auslandischen
Konkurrenz nicht benachteiligt ist.

Mit der Verlangerung der Kurzarbeitsentschadigung soll verhindert werden, dass Unternehmen
in konjunkturell schwierigen Phasen wegen befristeten Mangels an Auftragen Personal ab-
bauen. Mit dieser Massnahme soll der Druck fir Unternehmen, Mitarbeitende zu kiindigen,
gemildert werden. Die Bezugsdauer wird bis zum 31. Marz 2011 von 12 auf 18 Monate ausge-

bb_sgprod-856218 .DOCX



-8-

dehnt. Zusatzlich haben die Unternehmen nur noch einen Karenztag einzuhalten und die Wei-
terbildung soll wahrend der Kurzarbeitsphase ohne Auflagen erlaubt sein.

3.3. Diritte Stufe der Stabilisierungsmassnahmen des Bundes

Die Schuldenbremse des Bundes sieht vor, dass im Falle einer schweren Rezession der fir
normale Konjunkturschwankungen konzipierte Rahmen verlassen werden kann. Das bedeutet,
dass der Ausgabenplafond tiber das Niveau hinaus erhdht werden kann, welches die Regel der
Schuldenbremse zul&sst. Dies ist fur aussergewothnliche Umsténde vorgesehen. Die Beurtei-
lung, ob die dritte Stufe eingeleitet werden soll, wird der Bund gestitzt auf die Juni-Prognosen
vornehmen.

3.4. Weitere konjunkturwirksame Massnahmen des Bundes
a) Steuerreformen

Eine weitere konjunkturelle Wirkung wird auch von den auf Bundesebene geplanten Steuer-
reformen ausgehen. Der rasche Ausgleich der kalten Progression wird die verfigbaren Ein-
kommen der Haushalte ab 2011 um rund 430 Mio. Franken erhéhen. Die vorgesehene steuer-
liche Entlastung der Familien mit Kindern um rund 600 Mio. Franken wird ebenfalls ab dem
Jahr 2011 wirken.

b) Férderung von energetischen Sanierungsmassnahmen

In der Wintersession 2008 haben die Eidgendssischen Réate — ausserhalb der ersten Stufe der
Stabilisierungsmassnahmen — zusatzliche Bundesmittel fiir energetische Massnahmen im ge-
baudenahen Bereich beschlossen. Es erfolgte eine Aufstockung der Kredite fir die Energie-
und Abwarmenutzung von 14 Mio. Franken auf 100 Mio. Franken fir das Jahr 2009.

Nur Kantone mit einem eigenen Forderprogramm erhalten Beitrdge. Auch der Kanton St.Gallen
wird sich an diesen Massnahmen beteiligen (siehe Ziffer 6.1.).

4. Ausgangslage im Kanton St.Gallen
4.1. Finanzpolitisches Umfeld

Im Voranschlag 2009 nimmt der bereinigte Aufwand gegeniber dem Vorjahresbudget um 5,1
Prozent zu. Diese Zunahme liegt deutlich Uber dem zum Zeitpunkt der Budgetierung bzw. dem
aktuell erwarteten nominellen Wirtschaftswachstum. Gemass Voranschlag 2009 ist auch im
Investitionsbereich mit deutlich héheren Ausgaben, d.h. mit einer Zunahme der Brutto- und der
Nettoinvestitionen zu rechnen.

Konkret ist im Kanton St.Gallen aufgrund der Investitionsplanung allein fur die Bereiche Hoch-,
Strassen- und Wasserbau fiir das Jahr 2009 ein gesamtes Vergabevolumen von knapp 260
Mio. Franken zu erwarten. Dieses liegt erheblich Uber den Vergabevolumen der letzten Jahre
von durchschnittlich rund 150 bis 170 Mio. Franken. Gesamthaft kann somit von einer wesentli-
chen Erhthung der staatlichen Nachfrage ausgegangen werden.

Auch ein Blick in die Finanzplanung 2010 bis 2012 bestatigt, dass der Aufwand und die Ausga-
ben zunehmen werden. In den kommenden Jahren sollen insbesondere im Bereich der Hoch-
bauten einige Grossvorhaben realisiert werden. Das Vergabevolumen wird sich gegentiber
dem Voranschlag 2009 erhdhen. Davon darf eine stabilisierende Wirkung auf die Binnenwirt-
schaft erwartet werden.

Die nachfolgende Tabelle fasst die wesentlichen finanziellen Eckwerte zusammen:
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(Werte in Mio. Fr.) Re 2007 Re 2008 | VO 2009 | FP 2010 | FP 2011 | FP 2012
Bereinigter Aufwand 2'602 2'640 2'744 2'825 2'904 2'963
laufende Rechnung

Bruttoinvestitionen 165 188 216 236 248 298
Investitionsrechnung

Nettoinvestitionen 84 115 160 214 223 267
Investitionsrechnung (ohne SGKB)

Aufwand laufende 110 111 124 117 121 114
Rechnung mit Investi-

tionscharakter

Quellen: Rechnungen 2007 und 2008, Voranschlag 2009, Finanzplan 2010 bis 2012

Auch auf der Ertragsseite sind stabilisierende Effekte zu erwarten. Es ist in diesem Zusam-
menhang auf die bereits beschlossenen bzw. vorgesehenen steuerlichen Entlastungen zu ver-
weisen (siehe Ziffer 2).

Es ist davon auszugehen, dass im Jahr 2010 (und allenfalls auch in den folgenden Jahren)
erhebliche Eigenkapitalbeziige notwendig sein werden. Durch diese Bezilige aus den Reserven
ist sichergestellt, dass der Kanton auch in einer konjunkturell angespannten Periode eine kon-
tinuierliche Finanzpolitik betreiben kann. Die Reserven sind notwendig, um die konjunkturell
bedingten Ertragsausfalle abzudecken.

4.2. Zusatzliche Anstrengungen der kantonalen Arbeitsmarktbehdérde

Seit der Einfihrung der RAV (Regionale Arbeitsvermittlungszentren) im Jahre 1996 steht eine
professionelle Organisation fur die Unterstitzung von Arbeitslosen und Stellensuchenden zur
Verfligung. Ein bewahrtes Instrumentarium an arbeitsmarktlichen Massnahmen ist vorhanden,
das sich rasch und effizient an die sich andernden Wirtschaftslagen anpassen lasst. Gegen-
wartig ist es vordringlich, den Personalbestand der RAV und der Arbeitslosenkasse zu erho-
hen, um die Dienstleistungen in den Bereichen Beratung, Vermittlung und Existenzsicherung in
gewohnter Qualitat zu garantieren.

Bereits stark aufgestockt wurden die Bewerbungskurse. Die Auslastung der internen und ex-
ternen Einsatzprogramme ist sehr gut. Zusatzliche Platze kénnen durch die Programmanbieter
bei Bedarf zur Verfuigung gestellt werden. Ein spezielles Augenmerk gilt den jungen Erwachse-
nen zwischen 20 und 24 Jahren. Sie sind am starksten von Arbeitslosigkeit betroffen. Fur sie
werden spezielle Kurse angeboten. Verstarkt werden Berufspraktika bei Unternehmungen ak-
quiriert. Zusatzlich wird das Mentoringsystem «TanDem» fiir junge Erwachsene ausgebaut.
Ziel ist es, dank dem Beziehungsnetz des Mentors dem Mentee zu einer Stelle zu verhelfen.
Definitiv eingefuhrt wird zudem das Instrument «Tandem 50plus», das darauf ausgerichtet ist,
altere Stellensuchende gezielt wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Da gegenwatrtig vor
allem auch viele Geringqualifizierte von der Wirtschaftskrise betroffen sind, wird fir diese
Gruppe das neue Projekt «kKompetenzenbilanzierung» angeboten. Damit konnen sie ihre nicht
formell erworbenen Fahigkeiten zertifizieren lassen, was im Rahmen von Bewerbungen einen
Vorteil darstellt.

Ausserordentlich nitzlich erweist sich gegenwaértig das Instrument der Kurzarbeitsentschadi-
gung, das in einem bisher nicht gekannten Ausmass von St.Galler Betrieben genutzt wird. Die
Regierung begrusst die Verlangerung der Kurzarbeitsentschadigung, die der Bund mit der
zweiten Stufe der Stabilisierungsmassnahmen beschlossen hat.
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Bei grosseren Betriebsschliessungen kann bei Bedarf innert weniger Tage vor Ort ein Betrieb-
liches Arbeitsmarktzentrum (BAZ) eingerichtet werden.

4.3. Aktivitaten der kantonalen Standortférderung

Im Jahr 2008 konnte die kantonale Standortférderung trotz der sich abzeichnenden Abkthlung
der konjunkturellen Lage mehrere grosse Investitionsvorhaben von bestehenden Unternehmen
sowie namhafte Neuansiedlungen begleiten. Mit diesen Neuansiedlungen und Ausbauvorha-
ben sollen in den kommenden Jahren gegen zwei Milliarden Franken in den Wirtschaftsstand-
ort St.Gallen investiert werden. Dadurch werden — zeitlich gestaffelt sowie in unterschiedlichen
Branchen und Regionen — eine grosse Zahl Arbeitsplatze geschaffen. Angesichts der negati-
ven konjunkturellen Entwicklung sind diese Vorhaben tberaus erfreuliche Impulse fur die
Volkswirtschaft und den Arbeitsmarkt des Kantons St.Gallen. Die Standortférderung wird wei-
terhin auf hohem Niveau ihre Aktivitdten fortsetzen und damit ihren Beitrag zur Schaffung von
Arbeitsplatzen leisten.

5. Prufung weiterer kantonaler Massnahmen — Vorgehen und Bewertungs-
Kriterien

Vor dem Hintergrund der grossen Unsicherheiten bezuglich der weiteren Konjunkturentwick-
lung und im Hinblick auf eine allféllige weitere Verschlechterung der Binnenwirtschaft hat die
Regierung bereits Anfang Februar 2009 eine Task Force eingesetzt. Aufgabe der Task Force
war es, zusammen mit den Departementen Massnahmen zu evaluieren, welche die Beschéfti-
gungslage kurzfristig verbessern kdnnten sowie einen Kriterienkatalog fir deren Beurteilung
und Ausldsung vorzuschlagen. Unter diesen Vorschlagen befinden sich auch zahlreiche Mass-
nahmen, die eine kantonale Beteiligung an Bundesmassnahmen vorsehen.

Die eingereichten Massnahmen unter dem Gesichtspunkt potentieller konjunktureller Wirksam-
keit aber auch hinsichtlich finanzpolitischer Machbarkeit zu beurteilen, und entsprechende Vor-
schlage der Regierung zu unterbreiten, war ebenfalls Aufgabe der Task Force.

Fur die Regierung sind bei der Beurteilung moglicher Massnahmen insbesondere folgende
Kriterien entscheidend:

— Beschaftigungswirkung
Sehr wichtiges Kriterium, sozusagen eine Grundvoraussetzung: Die Massnahme soll be-
schaftigungsférdernd / -stabilisierend sein.

— Geringe Vorlaufzeit
Geforderte Projekte sollen moglichst zeitnah wirken. Bei zu langer Vorlaufzeit besteht die
Gefahr, dass der stimulierende Effekt erst in einer spater einsetzenden Boomphase wirkt.
Diese prozyklische Stimulierung ist zu vermeiden (Stichwort: Uberhitzung der Wirtschaft).

— Ohnehin geplante «Investitionen» vorziehen
Massnahmen, die ohnehin im Finanzplan enthalten sind, belasten den Haushalt nur wenig,
wenn sie vorgezogen werden. Obwohl der wirtschaftsfordernde Effekt eintritt, wird Gber
mehrere Jahre betrachtet der Haushalt nicht zusatzlich belastet (abgesehen von einer
Zinsbelastung durch das Vorziehen). An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass grosse
Investitionsvorhaben eine lange Vorlaufzeit haben, was dem kurzfristigen «Vorziehen»
Grenzen setzt.
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— Keine / geringe Folgekosten
Konjunkturfordernde Massnahmen sollen moglichst einmalige Investitionen sein, die den
Haushalt nicht durch Folgekosten (bspw. durch Betrieb und Instandhaltung) zuséatzlich be-
lasten.

— Verbundaufgaben
Um allféllige Synergien mit der Stossrichtung von Bundesmassnahmen zu realisieren sind
Projekte die auch vom Bund geférdert werden, grundsatzlich begrissenswert. Dennoch
haben aber auch die Bundesmassnahmen den vorstehenden Kriterien zu gentigen.

6. Koordinierte Massnahmen Bund — Kanton St.Gallen
6.1. FOrderung von energetischen Sanierungsmassnahmen

Wie bereits vorne unter Ziffer 3.4. ausgefuhrt haben die Eidgendssischen Réte in der Winter-
session 2008 — ausserhalb der ersten Stufe der Stabilisierungsmassnahmen — zusatzliche Bun-
desmittel fir energetische Massnahmen im gebaudenahen Bereich beschlossen. Es erfolgte
eine Aufstockung der Kredite fur die Energie- und Abwéarmenutzung von 14 Mio. Franken auf
100 Mio. Franken fur das Jahr 2009.

Im Jahr 2009 erhélt jeder Kanton grundsatzlich den Betrag, den er selbst im Voranschlag ein-
gestellt hat. Die definitive Zuteilung der Bundesmittel erfolgt im Juli 2009 aufgrund der Basis
der finanziellen Bedarfsmeldungen der Kantone. Die Ausgestaltung des Aktionsprogramms fuir
das Jahr 2009 ist Aufgabe der Kantone. Unter den gegebenen Voraussetzungen kann davon
ausgegangen werden, dass der Kanton St.Gallen im Jahr 2009 zuséatzlich etwa 2,1 Mio. Fran-
ken an Bundesgeldern zugeteilt bekommt. Voraussetzung dazu ist allerdings, dass der Kanton
einen Betrag in der gleichen Hohe ebenfalls zusatzlich bereitstellt. Da es sich bei der Erhéhung
der Bundesmittel voraussichtlich um eine einmalige, zeitlich begrenzte Aktion handelt und spe-
zifische Bereiche geférdert werden sollen, sind die zusatzlichen Mittel in einer zweiten befris-
teten «Energieférderungsprogramm Aktion 2009» abzuwickeln. Die Regierung hat an ihrer Sit-
zung vom 24. Marz 2009 eine unumgangliche und dringliche Ausgabe im Umfang von netto 2,1
Mio. Franken zur Finanzierung dieser befristeten Aktion beschlossen. Ein ordentliches Nach-
tragskreditbegehren war aufgrund des vom Bund vorgegebenen Zeitplans nicht mdglich.

Nachfolgend werden die Massnahmen der zweiten Stufe des Stabilisierungsprogramms des
Bundes beurteilt, die eine kantonale Beteiligung erfordern (Verbundaufgaben). Auch sie wur-
den durch die Regierung anhand der oben aufgefiihrten Kriterien bewertet.

6.2. Neueinlagen in den Fonds fiir Regionalentwicklung

Das Bundesgesetz Uber die Regionalpolitik vom 6. Oktober 2006 sieht in Art. 7 die Férderung
von Infrastrukturvorhaben mittels zinsginstiger oder zinsloser Darlehen vor. Der Anwendungs-
bereich wurde mit der Neuen Regionalpolitik (NRP) im Vergleich zur friilheren Investitionshilfe
(IHG) eingeschrankt auf die Férderung von wertschdpfungsnahen Projekten. Der Bundesrat
beabsichtigt, nebst der Unterstiitzung wertschépfungsorientierter Infrastrukturen voriberge-
hend auch wieder die Mitfinanzierung vorgezogener Investitionen in Basisinfrastrukturen ins
Auge zu fassen. Zu diesem Zweck soll ein Teil der geméass Bundesbeschluss vom 26. Sep-
tember 2007 Uber Einlagen in den Fonds fiir Regionalentwicklung vorgesehenen Mittelaus-
schuttungen fur die Jahre 2010 bis 2015 vorgezogen und bereits im Jahr 2009 dem Fonds flr
Regionalentwicklung zugefihrt werden. Den Kantonen kdnnen diese Mittel somit rasch fir In-
frastrukturmassnahmen zur Verfligung gestellt werden. Die Kantone sind im Rahmen der Neuen
Regionalpolitik gesetzlich zu aquivalenten finanziellen Leistungen verpflichtet. Die moglichen
Projekte werden vom Staatssekretariat fur Wirtschaft (seco) gepruft. Als Vorgabe des Bundes
mussen die Projekte ihre Beschéaftigungswirkung kurzfristig, zielgerichtet und in den Jahren
2009 und 2010 entwickeln. Zudem ist der Nachweis zu erbringen, dass das regionale Bauge-
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werbe nicht ausgelastet ist. In erster Prioritét sollen geméass seco wirtschaftsnahe Entwick-
lungsinfrastrukturen geméass NRP-Definition? beriicksichtigt werden. Im Verlaufe des Monats
April wird das seco die kantonalen Fachstellen mit weiteren Angaben zur Umsetzung dieser
Massnahme bedienen. Der Kanton St.Gallen sieht vor, sich an dieser Bundesmassnahme zu
beteiligen. Die Vorgaben des Bundes stellen sicher, dass eine gute Beschaftigungswirksamkeit
erzielt werden kann. Zudem wirkt die Massnahme zeitgerecht und ist befristet.

6.3. Strukturverbesserungen in der Landwirtschaft

Die Strukturverbesserungen dienen der Verbesserung der landwirtschaftlichen Produktions-
grundlagen und der landwirtschaftlichen Infrastruktur. Mit einer Mittelaufstockung um gesamt-
haft 5 Mio. Franken (bisher bewilligt 83 Mio. Franken) in den Jahren 2009 und 2010 mdchte
der Bund die Erneuerung der landwirtschaftlichen Infrastruktur im landlichen Raum im Bereich
der Bodenverbesserung (Guterwege, Hofzufahrten, Wasserversorgung, Entwésserungen) be-
schleunigen. Da es sich um eine Verbundaufgabe handelt, ist die Mitfinanzierung der Kantone
Voraussetzung fur die Bundesleistungen. Der Kantonsrat hat im Rahmen der Behandlung des
Voranschlages 2009 eine Erhéhung des entsprechenden Kredits abgelehnt. Dementsprechend
wurden bei der Umfrage des Bundes bei den Kantonen im Dezember 2008 auch keine zuséatz-
lichen Projekte angemeldet. Der guten Ordnung halber sei darauf hingewiesen, dass im Rah-
men des letzten Sparpaketes die Ausgaben fiir Strukturverbesserungen durch den Kantonsrat
plafoniert wurden. Im Rahmen der Voranschlage 2008 bzw. 2009 wurde die Plafonierung in-
sofern durchbrochen, als einerseits die Bauteuerung bertcksichtigt wurde und anderseits eine
Erhoéhung des Kredits infolge Einfliihrung des neuen Instruments der periodischen Wieder-In-
standstellung (PW1) erfolgte. Die Regierung ist indessen bereit zu prifen, ob und in welchem
Umfang sich der Kanton St.Gallen an dieser Massnahme des Bundes beteiligen wird. Bei einer
allfalligen Beteiligung stiinden Massnahmen im Sinne der PWI im Vordergrund. Soweit eine
Aufstockung der Kantonsmittel erfolgen soll, muss dies im Rahmen eines Nachtragskredites im
Jahre 2009 geschehen.

6.4. Eisenbahninfrastruktur der Privatbahnen (9. Rahmenkredit)

Der Kredit fur Infrastrukturinvestitionen von Privatbahnen soll beim Bund um 90 Mio. Franken
erhdht werden. Aufgrund von Kreditverzdgerungen fiel im Jahr 2007 ein Kreditrest in der Hohe
von 60 Mio. an. Diese Projekte sind in der Zwischenzeit baureif. Zusatzlich soll eine grossere
Zahl von mittleren und kleineren baureifen Projekten im Umfang von 30 Mio. Franken vorgezo-
gen realisiert werden. Die Massnahmen kénnen nur ausgeldst werden, wenn auch die entspre-
chenden Kantonsbeitrage bereit stehen. Es gelten die tblichen Finanzierungsschlissel (pro-
zentuale Aufteilung der Kosten zwischen dem Bund und den beteiligten Kantonen). Von dieser
Massnahme ist eine gute Beschéftigungswirkung zum richtigen Zeitpunkt zu erwarten. Die In-
vestition wirkt zudem nachhaltig. Der Kanton St.Gallen unterstiitzt deshalb diese Bundesmass-
nahme und ist bereit, sich an den entsprechenden Infrastrukturfinanzierungen zu beteiligen.
Konkret geht es um Erneuerungen der Infrastruktur auf den Netzen der Schweizerischen Sid-
ostbahn, der Appenzeller Bahnen und der Thurbo AG. Die entsprechenden Mittel kbnnen im
Rahmen von Nachtragskrediten im Jahr 2009 zeitgerecht zur Verfligung gestellt werden.

6.5. Natur und Landschaft: Aufwertung von Lebensraumen und Revitalisierungen im
Gewasserbereich

Der Bund gewahrt den Kantonen Abgeltungen fiir den Schutz und Unterhalt der Biotope von
nationaler, regionaler und lokaler Bedeutung sowie fur den 6kologischen Ausgleich. Konkret
sollen im Jahr 2009 Regenerationsprojekte und Aufwertungsmassnahmen in den Lebensrau-

2 Infrastrukturen, welche Bestandteil eines Wertschdpfungssystems sind und zu dessen Starkung beitragen und
somit Nachfolgeinvestitionen in anderen Wirtschaftsbereichen einer Region induzieren.
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men Amphibienlaichgebiete, Moore und Trockenwiesen, Durchlasse im Strassen- und Schie-
nenbereich fir Amphibien und Kleintiere geschaffen werden, und gezielte Massnahmen zur
Artenfoérderung sowie zur Bekampfung invasiver Problemarten (z.B. Kanadische Goldrute) er-
griffen werden. Daneben sollen Auengebiete und Flussabschnitte revitalisiert werden. Die Ver-
handlungen fur die erste Programmperiode NFA (Neugestaltung des Finanzausgleichs und der
Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen) haben gezeigt, dass die Kantone deutlich mehr
ausfuihrungsreife Projekte geplant haben, als der Bund von der Prioritatensetzung mitzufinan-
Zieren beabsichtigte. Aus diesem Grunde liegen verschiedene Projekte vor, mit den umgehend
gestartet werden kann und die im laufenden Jahr abgeschlossen werden kdnnen. Um sich die
Mdoglichkeit einer Beteiligung offen zu halten, hat der Kanton St.Gallen dem Bund eine Projekt-
liste eingereicht. Im Rahmen der Bewertung haben diejenigen Projekte relativ gut abge schnit-
ten, die vorgezogen werden kdnnen (rasche jedoch eher massige Beschaftigungswirkung, da-
fur aber Entlastung spaterer Perioden). Im Rahmen der weiteren Abklarungen und den Ver-
handlungen mit dem Bund wird n&her zu prifen sein ob und gegebenenfalls welche Projekte
konkret umgesetzt werden sollen. Sofern eine (teilweise) Umsetzung dieser Massnahme in
Aussicht genommen wird, missten die entsprechenden Mittel im Rahmen eines Nachtragskre-
dites im Jahr 2009 beantragt werden.

6.6. Okologische Aufwertungsmassnahmen im Wald

Der Bund entrichtet gestitzt auf das Wald- und Natur- und Heimatschutzgesetz Finanzhilfen an
die Erhaltung der biologischen Vielfalt des Waldes. Im Einzelnen geht es um die dkologische
Aufwertung von Waldrandern und die Erhaltung von Biotopen von prioritr zu schiitzenden Ar-
ten. Diese Massnahmen sind bereits Gegenstand der NFA-Programmvereinbarungen Wald-
biodiversitat fur die Periode 2008-11. Die Aufstockung durch den Bund um 4 Mio. Franken (fri-
her bewilligt 271 Mio. Franken) dient der Realisierung von Projekten, die das Bundesamt fiir
Umwelt (BAFU) aufgrund der vorgenommenen Priorisierungen bisher nicht mit den Kantonen
zusammen vorsehen konnte. Die Massnahmen k&dmen der Waldwirtschaft, das heisst den
kommunalen und teilweise auch privaten Forstbetrieben zugute. Die Regierung beurteilt die
Massnahme in Bezug auf die Beschaftigungswirksamkeit eher kritisch. Sie bevorzugt deshalb
andere Massnahmen (siehe vorstehende Ziffern). Somit ist auch kein Antrag auf einen Nach-
tragskredit fir das Jahr 2009 zu stellen.

7. Rein kantonale stabilisierende Massnahmen

Neben den oben beschriebenen Massnahmen in Koordination mit dem Bundesprogramm hat
der Kanton prinzipiell die Mdglichkeit, darliber hinaus zusatzliche konjunkturférdernde Mass-
nahmen zu ergreifen.

Wie eingangs bereits erwahnt, missen allfallige kantonale Konjunkturmassnahmen ebenfalls
genau auf ihre potenzielle Wirksamkeit Uberprift werden. Aus diesem Grund wurden auch
diese Vorschlage anhand der von der Regierung verabschiedeten Kriterien bewertet und an-
schliessend gruppiert.

Der Kanton hat insbesondere die Mdglichkeit, die Binnenwirtschaft durch eine erhéhte Nach-
frage an Infrastrukturbauten zu stiitzen. Da die Baubranche derzeit noch gut ausgelastet ist,
steht dieser Schritt bei einer weiteren Eintriibung der Konjunktur und einem damit verbundenen
Einbrechen der Binnenkonjunktur zur Diskussion. Uber eine Auslésung dieser Massnahmen
soll deshalb derzeit noch nicht entschieden werden. Vielmehr gilt es die Entwicklung — insbe-
sondere der Baubranche — aufmerksam zu beobachten und Massnahmen vorzubereiten um
gegebenenfalls zeitgerecht reagieren zu kénnen.

Bei der Bewertung der Vorschlage hat die Regierung deshalb Gruppen gebildet:
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— Kurzfristig realisierbare beschaftigungsstabilisierende Massnahmen

Sollte sich die Binnenkonjunktur verschlechtern, kdnnte diese Gruppe von Massnahmen
zuerst ausgeldst werden. Die Vorteile der Massnahmen in dieser Gruppe bestehen in der
schnellen Durchfiihrbarkeit, einem ausreichenden Volumen um die Konjunktur zu stitzen
sowie einer dauerhaften Verbesserung der Infrastruktur. Des Weiteren handelt es sich da-
bei vornehmlich um Aufgaben, die der Kanton zu gegebener Zeit ohnehin tragen misste.
Somit bleibt die finanzielle Belastung angesichts der angespannten Haushaltslage tber-
schaubar.

Massnahmen dieser Gruppe umfassen beispielsweise:

— vorgezogene Bauten und Renovationen von kantonalen Bauten;

— zusatzliche Unterhalts- und Sanierungsmasshahmen fiir Kantonsstrassen;

— provisorische Erweiterung der Notfallaufnahme im Kantonsspital;

— vorgezogene Rollmaterialbeschaffung der Schweizerischen Sidostbahn (nur in
Abstimmung mit dem Bund und den Nachbarkantonen méglich).

Die finanziellen und personellen Mittel fir diese Massnahmen kdnnten Uber Nachtrags-
kredite bzw. Uber ein Nachtrag zum Voranschlag 2010 beantragt werden.

— Zusatzliche beschéaftigungsstabilisierende Massnahmen

Bei dieser Gruppe handelt es sich ausschliesslich um weitere Baumassnahmen, die fur
den Fall einer weiteren Verschlechterung der Konjunktur ins Auge gefasst werden kdnnen.
Diese Massnahmengruppe hat bei der Bewertung leicht schlechter als die vorstehende
Gruppe abgeschnitten, da insbesondere die zeitgerechte Realisierbarkeit kritischer beur-
teilt wurde.

Diese Gruppe umfasst weitere Bauten und Renovationen und gréssere Hochbauprojekte
des Kantons sowie Bauvorhaben im Bereich von Behindertenstatten.

8. Sozialpolitische Massnahmen

Mit verschiedenen parlamentarischen Vorstossen werden auch sozialpolitische Anliegen gefor-
dert (z.B. Erhéhung von Kinderzulagen, Krankenkassenpramienverbilligungen und Stipendien).
Derartige Vorstosse zielen auf unbefristete Massnahmen ab. Ein wesentliches Kriterium bei der
Beurteilung von moéglichen Stabilisierungsmassnahmen ist jedoch die zeitliche Befristung. Statt
einen befristeten Impuls zu entfalten, wirden mit derartigen Vorschlagen dauerhafte und neue
Staatsaufgaben geschaffen, die entweder mit Steuererh6hungen oder Einsparungen in ande-
ren Bereichen kompensiert werden missten.

Die von der Regierung verfolgten investiven Massnahmen sind derartigen Vorschlagen auch
vorzuziehen, weil durch Investitionen einerseits ein volkswirtschaftlicher Mehrwert geschaffen
wird und andererseits ein grosserer Multiplikatoreffekt erzielt wird. Bei Ausgaben, die lediglich
den momentanen Konsum ankurbeln, besteht neben dem Fehlen eines langerfristigen Nutzens
die erhéhte Gefahr von Mithahmeeffekten.

Schliessich ist festzuhalten, dass nach Auffassung der meisten Experten die Beschaftigungs-
wirkung von sozialpolitischen Massnahmen als tief eingeschétzt wird.

Aufgrund dieser Uberlegungen sollte die poltische Diskussion tiber sozialpolitisch motivierte
Massnahmen nicht im Rahmen der konjunkturpolitischen Debatte gefuhrt werden.
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9. Ergebnis aus dem Hearing vom 6. April 2009

Von den Parteien mit Fraktionsstarke im Kantonsrat nahmen die SP, die Grine/EVP und die
CVP am Hearing der Regierung teil, wahrend die SVP-Fraktion und die FDP-Fraktion auf eine
Teilnahme verzichteten. Von Seiten der Sozialpartner waren der Kantonale Gewerkschafts-
bund, der Kantonal St.Gallische Gewerbeverband (KGV) und die Industrie- und Handelskam-
mer St.Gallen-Appenzell (IHK) am Hearing vertreten. Der Einladung gefolgt ist auch die Verei-
nigung der St.Galler Gemeindeprasidentinnen und Gemeindeprasidenten (VSGP).

Uber die Anzahl und den Umfang der gepriiften Massnahmen sowie das stufenweise Vorgehen
der Regierung herrschte unter den Hearing-Teilnehmenden erwartungsgemass keine Einigkeit.
Insbesondere die Vertreter der SP-Fraktion und des Kantonalen Gewerkschaftsbundes héatten
sich ein umfangreicheres Konjunkturpaket gewiinscht, das neben investiven Massnahmen
auch sozialpolitische Komponenten enthalt, wobei diese auch befristet eingeflihrt werden
konnten. Von Seiten der CVP-Fraktion, der GRU-Fraktion, der IHK, des KGV und der VSGP
wurde die konjunkturpolitische Stossrichtung der Regierung begrisst. Positiv gewirdigt wurde
insbesondere, dass die Regierung auf den bereits beschlossenen Investitionen und Steuerent-
lastungen aufbaut und im Gbrigen nur gezielt Zusatzmassnahmen ins Auge fasst, die strengen
konjunkturpolitischen Bewertungskriterien standhalten missen. Fir die GRU-Fraktion ist ent-
scheidend, dass samtliche Massnahmen auch anspruchsvollen Nachhaltigkeitskriterien zu ge-
ndgen haben.

Alle Anwesenden begriissen die sorgfaltige Abstimmung unter den drei Staatsebenen. Eine
Beteiligung an den Bundesmassnahmen wird mehrheitlich beflrwortet. Der KGV lehnt Mass-
nahmen aus den Bereichen landwirtschaftliche Strukturverbesserung, Natur- und Landschafts-
schutz sowie 6kologische Aufwertungsmassnahmen im Wald ab.

Der KGV bestétigt die Einschatzung der Regierung, wonach die Bauwirtschaft zurzeit noch gut
ausgelastet ist. Die grossten Probleme hatten derzeit die Garagisten mit dem Absatz von Fahr-
zeugen. Vereinzelt seien auch Kleinstunternehmen, vor allem aus der Zuliefererbranche, von
der gegenwartigen Wirtschaftslage betroffen. Er halt aber unmissverstandlich fest, dass derzeit
fur das Gewerbe bzw. fur Klein- und Mittelunternehmen keine Probleme bei der Kreditbeschaf-
fung bestiinden, von einer Kreditklemme bei den Banken kénne nicht gesprochen werden.

Der Kantonale Gewerkschaftsbund weist darauf hin, dass Massnahmen, die den Eintritt ins
Berufsleben fur junge Erwachsene erleichtern und Weiterbildungsmassnahmen fiir Geringqua-
lifizierte stark forciert werden sollten. Ebenso sei es wichtig, dass RAV und Arbeitslosenkasse
personell rasch aufgestockt werden kdnnen, damit den Stellensuchenden ein fristgerechter
Service geboten werden kann.

Kontrovers wurde auch Uber die beschéftigungsstabilisierende Wirkung von Steuerentlastun-
gen diskutiert. Wahrend diese fur den KGV ausserst wirkungsvoll sind (Reinvestitionen der
Unternehmen), schatzen insbesondere die Vertreter der SP-Fraktion und des Gewerkschafts-
bundes deren konjunkturelle Wirkung als sehr gering ein.

Die IHK weist darauf hin, dass die grosste beschéftigungsstabilisierende Wirkung von automa-

tischen Stabilisatoren ausgehe. Die zusatzlichen beschéftigungsstabilisierenden Massnahmen
von Bund und Kanton seien quantitativ eher unbedeutend.

bb_sgprod-856218 .DOCX



	%Title%
	1. Beurteilung der aktuellen Wirtschaftslage
	2. Möglichkeiten des Kantons in Bezug auf stabilisierende Massnahmen
	3. Stabilisierende Massnahmen des Bundes
	3.1. Erste Stufe der Stabilisierungsmassnahmen des Bundes
	3.2. Zweite Stufe der Stabilisierungsmassnahmen des Bundes
	3.3. Dritte Stufe der Stabilisierungsmassnahmen des Bundes
	3.4. Weitere konjunkturwirksame Massnahmen des Bundes
	a) Steuerreformen
	b) Förderung von energetischen Sanierungsmassnahmen


	4. Ausgangslage im Kanton St.Gallen
	4.1. Finanzpolitisches Umfeld
	4.2. Zusätzliche Anstrengungen der kantonalen Arbeitsmarktbehörde
	4.3.  Aktivitäten der kantonalen Standortförderung

	5. Prüfung weiterer kantonaler Massnahmen – Vorgehen und Bewertungskriterien
	6. Koordinierte Massnahmen Bund – Kanton St.Gallen
	6.1. Förderung von energetischen Sanierungsmassnahmen
	6.2. Neueinlagen in den Fonds für Regionalentwicklung
	6.3. Strukturverbesserungen in der Landwirtschaft
	6.4. Eisenbahninfrastruktur der Privatbahnen (9. Rahmenkredit)
	6.5. Natur und Landschaft: Aufwertung von Lebensräumen und Revitalisierungen im Gewässerbereich
	6.6. Ökologische Aufwertungsmassnahmen im Wald

	7. Rein kantonale stabilisierende Massnahmen
	8. Sozialpolitische Massnahmen
	9.  Ergebnis aus dem Hearing vom 6. April 2009


